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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse 

EU - G - In - U - Wi  

zu Punkt ... der 878. Sitzung des Bundesrates am 17. Dezember 2010 
 
 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 648/2004 in Bezug auf die 
Verwendung von Phosphaten und anderen Phosphorverbindungen in 
Haushaltswaschmitteln 

KOM(2010) 597 endg. 

 

 

 

A 

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union und 

der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

Zur Vorlage allgemein 

1. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, das Thema "Beschränkung von 
Phosphorverbindungen in Wasch- und Reinigungsmitteln" im weiteren EU-Ver-
fahren verstärkt unter Beachtung von Sach- und Zeitzielen nach der Wasser-
rahmenrichtlinie zu verfolgen.  

Begründung: 

In Auswertung der ersten Bewirtschaftungspläne nach der Wasserrahmenricht-
linie (WRRL) ist festzustellen, dass die Belastungen und Einträge von Phos-
phorverbindungen zwar in den letzten Jahren in Deutschland zurückgegangen 
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sind, jedoch die Einträge von Phosphorverbindungen, auch aus Punktquellen, 
noch dazu führen, dass die Phosphorbelastungen in den Gewässern zu hoch 
sind und damit die Zielerreichung eines guten Zustands bis 2015 in über 80 
Prozent der Wasserkörper gefährdet ist. 

Ähnliche Ergebnisse sind in internationalen Flussgebieten zu finden. Deshalb 
ist es wichtig, dass insbesondere Maßnahmen nach dem Verursacherprinzip er-
griffen werden. 

Eine technische Prüfung und Befassung zur Reduzierung von Phosphorverbin-
dungen in Maschinengeschirrspülmitteln sollte auf EU- Ebene verstärkt favori-
siert werden. 

Zu Artikel 16 

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung darauf hinzuwirken, die in Artikel 16 
des Vorschlags bestimmte Frist zur Bewertung der Verwendung von Phospha-
ten und anderen Phosphorverbindungen in Maschinengeschirrspülmitteln vom 
31. Dezember 2014 auf den 31. Dezember 2012 zu verkürzen. 

Maschinengeschirrspülmittel machen heute etwa 30 000 t des Phosphatver-
brauchs im deutschen Haushaltsbereich aus; erste geeignete phosphorfreie Mit-
tel sind bereits im deutschen Handel. Um die Weiterentwicklung phosphorar-
mer Maschinengeschirrspülmittel weiter voranzutreiben, sollte die Frist zur Be-
wertung der Verwendung von Phosphaten und anderen Phosphorverbindungen 
in Maschinengeschirrspülmittel wie vorgeschlagen verkürzt werden. 

B 

3. Der Gesundheitsausschuss, 

 der Ausschuss für Innere Angelegenheiten und 

 der Wirtschaftsausschuss 

empfehlen dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Kennt-
nis zu nehmen. 


